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Gesetzentwurf
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes über die Eidesleistung bei Einbürgerungen

A. Problem und Ziel
Mit der Eidesleistung vor der Verleihung der deutschen Staatsangehörigkeit soll
ein deutliches Bekenntnis der einzubürgernden Ausländer zur Werteordnung
der Bundesrepublik Deutschland manifestiert werden.

B. Lösung
Leistung eines Eides oder Ablegung eines Gelöbnisses vor der Aushändigung der
Einbürgerungsurkunde als verpflichtender Teil des Einbürgerungsverfahrens.

C. Alternativen
Beibehaltung der gegenwärtigen unbefriedigenden Praxis, bei der die Einbürge-
rung allein durch Aushändigung der Einbürgerungsurkunde vollzogen wird.

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
Zusätzliche Kosten entstehen durch die Vorhaltung von Vordrucken für die
Niederschrift über die Eidesleistung.

2. Vollzugsaufwand
Der Vollzugsaufwand für die Durchführung von Einbürgerungsverfahren erhöht
sich geringfügig durch den Akt der Eidabnahme. Die Höhe hängt davon ab, in
welchem Rahmen die Einbürgerung vollzogen wird.

E. Sonstige Kosten
Keine
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes über die Eidesleistung bei Einbürgerungen

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes

Das Staatsangehörigkeitsgesetz in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1, veröffentlichen
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch …, wird wie
folgt geändert:
1. Dem § 10 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„§ 15 Abs. 1 bleibt unberührt.“
2. Nach § 14 wird folgender § 15 eingefügt:

,§ 15
(1) Der Ausländer, der das 16. Lebensjahr vollendet

hat, hat vor der Aushändigung der Urkunde über die Ein-
bürgerung (§ 16 Abs. 1) folgenden Eid zu leisten:
„Ich schwöre, dass ich als deutscher Staatsangehöriger
(deutsche Staatsangehörige) das Grundgesetz und die Ge-
setze der Bundesrepublik Deutschland achten und alles
unterlassen werde, was dem deutschen Staat schaden
könnte. So wahr mir Gott helfe.“
Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet
werden. Macht der Ausländer geltend, dass er sich aus
Glaubensgründen an der Leistung eines Eides gehindert
sieht, so hat er folgendes Gelöbnis abzulegen:
„Ich gelobe, dass ich als deutscher Staatsangehöriger
(deutsche Staatsangehörige) das Grundgesetz und die Ge-

setze der Bundesrepublik Deutschland achten und alles
unterlassen werde, was dem deutschen Staat schaden
könnte.“
Die Sätze 1 bis 3 gelten auch für Kinder, auf die sich die
Einbürgerung nach § 16 Abs. 2 erstreckt.

(2) Hat der Ausländer seinen gewöhnlichen Aufent-
halt im Inland, so ist der Eid oder das Gelöbnis mündlich
vor der nach § 16 Abs. 1 zuständigen Behörde zu leisten
oder abzulegen. Die Landesregierung wird ermächtigt,
die zuständige Behörde abweichend von Satz 1 zu be-
stimmen. Hat der Ausländer seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt im Ausland, so ist der Eid oder das Gelöbnis
mündlich vor der deutschen Auslandsvertretung zu leis-
ten oder abzulegen, die vom Bundesverwaltungsamt um
die Entgegennahme ersucht wird.

(3) Kann dem Ausländer nicht zugemutet werden, die
für die Entgegennahme des Eides oder Gelöbnisses zu-
ständige Behörde aufzusuchen, so ist der Eid oder das
Gelöbnis schriftlich der Einbürgerungsbehörde zu über-
mitteln. Wird der Eid oder das Gelöbnis mündlich ge-
leistet oder abgelegt, so ist hierüber eine Niederschrift
aufzunehmen.‘

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am … in Kraft. Abweichend hiervon
tritt Artikel 1 Nr. 2 hinsichtlich des § 15 Abs. 2 Satz 2 des
Staatsangehörigkeitsgesetzes am Tage nach der Verkündung
in Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil
Nach § 16 Abs. 1 StAG wird die Einbürgerung durch Aus-
händigung der hierüber ausgefertigten Urkunde vollzogen.
In welchem Rahmen dies geschieht, ist den Einbürgerungs-
behörden überlassen. Die überwiegend praktizierte schlichte
Übergabe der Urkunde in den Amtsräumen der Behörde
wird der Bedeutung der Einbürgerung als Akt der Ver-
leihung der deutschen Staatsangehörigkeit nicht gerecht und
wird als unbefriedigend empfunden. Sie stößt vielfach auch
bei den einzubürgernden Personen auf Unverständnis. Man-
che Einbürgerungsbehörden sind deshalb schon von sich
aus dazu übergegangen, die Einbürgerungsurkunde im Rah-
men einer Feier auszuhändigen. Die staatsangehörigkeits-
rechtliche Integration, die mit der Einbürgerung vollzogen
wird, erfordert jedoch darüber hinaus ein deutliches Be-
kenntnis des Einbürgerungswilligen zur Werteordnung der
Bundesrepublik Deutschland, das künftig mit einer Eides-
leistung manifestiert werden soll.

Mit der vorgeschlagenen Regelung soll die Einbürgerung
von einer bürokratischen Amtshandlung zu einem feier-
lichen und daher auch emotional anrührenden Akt gewandelt
werden, in dem die Bedeutung der Verleihung der deutschen
Staatsangehörigkeit bewusst gemacht wird und der Aus-
länder durch einen Eid oder ein Gelöbnis die Achtung der
verfassungsmäßigen Ordnung und der Gesetze der Bundes-
republik Deutschland verspricht. Die feierliche Bekräftigung
soll dazu beitragen, die Bindung an die staatliche Gemein-
schaft zu festigen. Durch die Eidnahme verpflichtet sich auf
der anderen Seite auch der Staat zur Treue gegenüber dem
Eidleistenden und zeigt damit, dass der Eingebürgerte in
Deutschland willkommen ist.

Der Eid ist die feierliche Beteuerung entweder der Wahrheit
von Aussagen und Auskünften (assertorischer Eid) oder zur
Bekräftigung eines Versprechens (promissorischer Eid). Die
deutsche Rechtsordnung kennt den assertorischen Eid vor
allem als Zeugen-Eid und als Sachverständigen-Eid. Er be-
zieht sich auf Vorgänge in der Vergangenheit und dient der
Erzeugung von Wahrheit; seine Verletzung ist daher in der
schärfsten Form als Meineid strafbar. Dagegen wird der pro-
missorische Eid „im öffentlichen Leben eines Staates einge-
setzt in der Erwartung, dadurch eine zusätzliche existenti-
elle Sicherung der Erfüllung von Pflichten zu erlangen, die
für die politische Gemeinschaft wichtig sind“ (Friesenhahn
in: Herder-Staatslexikon, 7. Aufl. 1986, Stichwort „Eid“).
Der promissorische Eid erstreckt sich als Gelöbnis auf die
Zukunft, sein Bruch bleibt daher ohne Sanktion. Dabei wird
unter Eid im weiteren Sinne jede Form eines feierlichen
Versprechens verstanden, sei es der religiöse Eid, der
nicht-religiöse (weltliche) Eid, das feierliche Gelöbnis oder
eine andere Form der Bekräftigung. Der von einzubürgern-
den Ausländern geleistete Loyalitätseid, wie er etwa in den
USA und Österreich gefordert wird, soll den durch die Ver-
fassung oder Gesetz fixierten Status des Eidleistenden feier-
lich bekräftigen; er ist ein promissorischer Eid.

Aus Artikel 140 GG in Verbindung mit Artikel 136 Abs. 4
WRV („Niemand darf … zu einer religiösen Eidesform ge-
zwungen werden.“) folgt, dass neben dem Eid mit religiöser

Beteuerung („So wahr mir Gott helfe.“) immer auch ein Eid
ohne religiöse Beteuerung angeboten werden muss (vgl.
etwa Artikel 56 GG für den Amtseid des Bundespräsiden-
ten). Gemeinsam ist beiden Formen der Schwur („Ich
schwöre …“). Auch wenn nach der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts (BVerfGE 33, 23) der ohne An-
rufung Gottes geleistete Eid nach der Vorstellung des Ver-
fassungsgebers keinen religiösen oder in anderer Weise
transzendenten Bezug hat, schützt Artikel 4 Abs. 1 GG auch
eine Glaubensüberzeugung, die auch den ohne Anrufung
Gottes geleisteten Eid aus religiösen Gründen ablehnt. Aus
diesem Grunde sehen z. B. die §§ 64, 65 StPO neben dem
Zeugen-Eid in religiöser und weltlicher Form auch die eides-
gleiche „Bekräftigung“ einer Zeugenaussage vor, wenn der
Zeuge angibt, aus Glaubens- oder Gewissensgründen keinen
Eid leisten zu wollen. Auf Grund dieser verfassungsrecht-
lichen Vorgaben sieht der Entwurf vor, dass der Einbürge-
rungseid in religiöser Form oder als weltlicher Eid ohne
religiöse Beteuerung geleistet werden kann. Für diejenigen,
die aus Glaubensgründen jeden Eidesschwur ablehnen, wird
als neutrale Form der Bekräftigung das Gelöbnis vorgehal-
ten.

In Anlehnung an § 21 des österreichischen Staatsbürger-
schaftsgesetzes, das von einzubürgernden Ausländern ein-
heitlich die Ablegung eines Gelöbnisses fordert, beschränkt
sich die Eidesformel darauf, die Achtung der Rechtsord-
nung und das Unterlassen staatsschädigender Handlungen
zu schwören oder zu geloben. Sie enthält nicht, wie der
USamerikanische oath of loyalty, den Verzicht auf jede
Treupflicht und Loyalität gegenüber jedem anderen Staat.
Ein solcher Verzicht kann nach deutschem Staatsangehörig-
keitsrecht, das in vielen Fällen die Einbürgerung unter Hin-
nahme von Mehrstaatigkeit gestattet, nicht verlangt werden,
es sei denn, man würde den Eid oder das Gelöbnis auf die
Personen beschränken, die ihre bisherige Staatsangehörig-
keit aufgegeben haben oder mit der Einbürgerung verlieren.
Eine solche Beschränkung würde den Wert des Eides oder
Gelöbnisses stark relativieren und ist daher nicht ins Auge
gefasst worden.

Regelungstechnisch bietet sich an, die Bestimmung über die
Eidesleistung als § 15 StAG (neu) in das Staatsangehörig-
keitsgesetz einzustellen, nachdem § 15 StAG (alt) durch
Artikel 5 Nr. 11 des Zuwanderungsgesetzes mit Wirkung
vom 1. Januar 2005 aufgehoben worden ist. Der Standort ist
systematisch geeignet, weil § 16 StAG das Wirksamwerden
der Einbürgerung durch Aushändigung der Einbürgerungs-
urkunde regelt. Die Leistung des Eides oder die Ablegung
des Gelöbnisses vor Aushändigung der Einbürgerungs-
urkunde soll als Verpflichtung ausgestaltet werden, sodass
bei Weigerung die Verleihung der deutschen Staatsangehö-
rigkeit unterbleibt. Eides- oder gelöbnispflichtig sollen alle
einzubürgernden Ausländer sein, die das 16. Lebensjahr
vollendet haben. Die Eidesleistung ist Teil des Einbürge-
rungsverfahrens, sodass für die Entgegennahme die grund-
sätzliche Zuständigkeit der Einbürgerungsbehörde vorzu-
sehen ist. Ein Regelungsvorbehalt ermächtigt die Landes-
regierung, hierfür eine andere Behörde zu bestimmen.
Dabei ist vor allem an die Wohnsitzgemeinden der Einzu-
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bürgernden gedacht, denen damit die Möglichkeit gegeben
würde, die Einbürgerung einschließlich der Eidesabnahme
in einem feierlichen Rahmen zu vollziehen. Für die Aus-
landseinbürgerung sieht der Entwurf die Zuständigkeit der
deutschen Auslandsvertretung vor, die von dem Bundesver-
waltungsamt als der zuständigen Einbürgerungsbehörde um
die Entgegennahme ersucht wird. Die Bedeutung des Eides
oder Gelöbnisses erfordert grundsätzlich eine mündliche
Äußerung, über die eine Niederschrift zu fertigen ist.
Der Eid oder das Gelöbnis kann als in die Zukunft gerichte-
tes Versprechen nicht mit Sanktionen für den Fall versehen
werden, dass der Eingebürgerte später z. B. verfassungs-
feindlicher Bestrebungen überführt wird. Sanktionen für
den Bruch des Eides oder einer sonstigen Bekräftigung
kennt die deutsche Rechtsordnung nur bei assertorischen,
nicht aber bei promissorischen Eiden. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts gelten jedoch für
Einbürgerungen die allgemeinen Bestimmungen des § 48
VwVfG über die Rücknahme rechtswidriger begünstigender
Verwaltungsakte. Da sich der Einbürgerungsbewerber vor
der Einbürgerung zur freiheitlich demokratischen Grund-
ordnung bekennen und erklären muss, dass er keine verfas-
sungsfeindlichen Bestrebungen verfolgt (§ 10 Abs. 1 Nr. 1
StAG), kann die Einbürgerung zurückgenommen werden,
wenn sich erweist, dass der Eingebürgerte die Einbürgerung
durch falsche Angaben erwirkt hat.

B. Besonderer Teil
Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 10 StAG)
Die Leistung des Einbürgerungseides vor Aushändigung der
Einbürgerungsurkunde gemäß § 15 StAG-E ist als Ver-
pflichtung ausgestaltet. Sie ist damit zwingende Einbürge-
rungsvoraussetzung. In § 10 Abs. 1 StAG, der die An-
spruchseinbürgerung regelt, sind die von dem Einbürge-
rungsbewerber zu erfüllenden Voraussetzungen abschlie-
ßend aufgezählt. Durch den neuen Satz 4 („§ 15 Abs. 1
bleibt unberührt.“) wird klargestellt, dass neben den Erfor-
dernissen des Satzes 1 Nummer 1 bis 5 auch die Eides-
leistung zu den Anspruchsvoraussetzungen zählt.

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 15 StAG-E)
Absatz 1 begründet die Verpflichtung zur Leistung eines
Eides oder Gelöbnisses vor Aushändigung der Einbürge-
rungsurkunde mit der Folge, dass bei Weigerung die Ein-
bürgerung unterbleibt und letztlich durch förmlichen Be-
scheid abzulehnen ist.
In Übereinstimmung mit § 10 Abs. 1 Satz 2 StAG, der die
Loyalitätserklärung nach Satz 1 Nr. 1 erst von Einbürge-
rungsbewerbern ab Vollendung des 16. Lebensjahres for-
dert, soll die Eidespflicht auch erst ab diesem Alter einsetz-
ten. Dass Geschäftsunfähige über 16 Jahre und volljährige
Betreute bei einem auf die Einbürgerung bezogenen Ein-
willigungsvorbehalt nicht verpflichtet sind, folgt aus § 37
Abs. 1 StAG in Verbindung mit § 80 Abs. 1 AufenthG.
Satz 4 bezieht auch die Kinder zwischen 16 und 18 Jahren,
auf die sich die Einbürgerung der oder des Sorgeberechtig-

ten gemäß § 16 Abs. 2 StAG erstreckt, in die Eidespflicht
ein. Diese Kinder erhalten keine eigene Einbürgerungs-
urkunde, sondern werden nur in der Urkunde der einzubür-
gernden Eltern oder des allein sorgeberechtigten Elternteils
aufgeführt.

Die Eidesformel besteht in dem Versprechen, als deutscher
Staatsangehöriger oder deutsche Staatsangehörige die ver-
fassungsmäßige Ordnung (das Grundgesetz) und die Ge-
setze der Bundesrepublik Deutschland zu achten und staats-
schädigende Handlungen zu unterlassen. Aus verfassungs-
rechtlichen Gründen (vgl. Begründung Allgemeiner Teil)
kann der Eid wahlweise mit oder ohne Gottesbezug geleistet
werden. Wer aus Glaubensgründen jeden Eidesschwur ab-
lehnt, gibt das Versprechen in der Form eines Gelöbnisses.
Hierfür genügt, dass der Einbürgerungswillige entspre-
chende Gründe geltend macht. Bei den einzubürgernden
Ausländern handelt es sich um einen sehr heterogenen Per-
sonenkreis aus unterschiedlichen Kulturen mit vielfach an-
dersartiger religiöser Prägung, sodass es weder angebracht
noch praktikabel ist, die Gründe für die Ablehnung des
Eidesschwurs zu hinterfragen.

Absatz 2 regelt die Zuständigkeit für die Entgegennahme
des Eides oder Gelöbnisses. Die Eidesleistung ist Teil des
Einbürgerungsverfahrens, sodass bei Inlandseinbürgerungen
die grundsätzliche Zuständigkeit der Einbürgerungsbehörde
zu bestimmen ist (Satz 1). Dies kann insbesondere in Län-
dern, in denen die staatliche Mittelinstanz für Ein-
bürgerungen zuständig ist, angesichts der großen Zahl der
Einzubürgernden zu Unzuträglichkeiten führen. Satz 2 sieht
daher die Ermächtigung der Landesregierung vor, für die
Entgegennahme des Eides oder Gelöbnisses eine andere zu-
ständige Behörde zu bestimmen, sodass der Einbürgerungs-
akt (Eidesleistung und anschließende Aushändigung der
Einbürgerungsurkunde) ortsnah und bürgerfreundlich aus-
gestaltet werden kann. Für Auslandseinbürgerungen schlägt
Satz 3 vor, dass das hierfür zuständige Bundesverwaltungs-
amt die geeignete deutsche Auslandsvertretung um die Eid-
abnahme ersucht. Absatz 3 enthält in Satz 1 eine Härte-
klausel. Kann dem Einbürgerungswilligen z. B. wegen
Krankheit oder in Auslandsfällen wegen großer Entfernung
des Wohnortes nicht zugemutet werden, die für die Ent-
gegennahme des Eides oder Gelöbnisses zuständige Behörde
aufzusuchen, genügt es, wenn das Versprechen in schrift-
licher Form gegeben wird. Satz 2 bestimmt, dass bei münd-
licher Eidesleistung hierüber eine Niederschrift aufgenom-
men wird. Sie dient dem Nachweis, dass die Einbürgerungs-
voraussetzung des § 15 Abs. 1 StAG-E erfüllt wurde.

Zu Artikel 2
Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Zwischen
Verkündung und Inkrafttreten muss ein angemessener Zeit-
raum liegen, damit in den Ländern die notwendigen Vorbe-
reitungen getroffen werden können. Dies gilt insbesondere
für die eventuelle Bestimmung einer anderen zuständigen
Behörde nach § 15 Abs. 2 Satz 2 StAG-E. Deshalb sieht
Satz 2 vor, dass diese Vorschrift bereits am Tage nach der
Verkündung des Gesetzes in Kraft tritt.
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Anlage 2

Stellungnahme der Bundesregierung

Die Bundesregierung nimmt zu dem vom Bundesrat be-
schlossenen Gesetzentwurf über die Eidesleistung bei Ein-
bürgerungen wie folgt Stellung:

Die Bundesregierung lehnt den Gesetzentwurf insgesamt
aus folgenden Gründen ab:

l Für das vorgeschlagene Gesetz gibt es keinen Bedarf,
weil der in der Begründung angestrebte Gesetzeszweck
bereits durch vorhandene Regelungen erreicht werden
kann. Durch die Einführung einer Eidesleistung bei Ein-
bürgerungen sollen laut Begründung des Gesetzentwurfs
offenbar zwei Ziele verfolgt werden:

1. Hervorhebung der Bedeutung der Einbürgerung
durch Schaffen eines feierlichen Rahmens,

2. Bindung des Einzubürgernden an die staatliche Ge-
meinschaft durch das Versprechen, die verfassungs-
mäßige Ordnung und die Gesetze der Bundesrepublik
Deutschland zu achten.

Zur Erfüllung des 1. Zweckes ist keine Änderung des
Staatsangehörigkeitsgesetzes erforderlich, da eine „Ein-
bürgerungsfeier“, bei der die Einbürgerungsurkunde in
einem festlichen Akt überreicht werden kann, schon
nach geltenden Regelungen möglich ist. So bestimmt
Nummer 16.1.1.2 der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zum Staatsangehörigkeitsrecht (StAR-VwV),
dass die Einbürgerungsurkunde „in würdiger Form“ aus-
gehändigt werden soll. Diese untergesetzliche Norm gibt
den das Staatsangehörigkeitsrecht ausführenden Behör-
den der Länder genügend Spielraum, die Überreichung
der Einbürgerungsurkunden in einem feierlichen Rah-
men zu gestalten. Soll darüber hinaus eine Festlegung
auf eine bestimmte Form der Übergabe der Urkunden er-
folgen, die über die würdige Form hinausgeht, z. B. im
Rahmen einer Einbürgerungsfeier, so kann dies in der
StAR-VwV vom 13. Dezember 2000 geschehen, deren
Änderung nach dem Inkrafttreten des Zuwanderungsge-
setzes am 1. Januar 2005 ohnehin ansteht. Eine Ergän-
zung des Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG) ist dafür
nicht notwendig.

Das zweite Ziel des Gesetzes, den Einzubürgernden an
die staatliche Gemeinschaft zu binden und ihn durch den
Eid zur Achtung der verfassungsmäßigen Ordnung und
der Einhaltung der Gesetze der Bundesrepublik Deutsch-
land zu verpflichten, ist bereits im Staatsangehörigkeits-
gesetz (§ 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 StAG) geregelt. Durch
die sog. Loyalitätserklärung, die Einbürgerungsvoraus-
setzung ist, gibt jeder Einbürgerungsbewerber nach Be-
lehrung durch die Einbürgerungsbehörde schon jetzt ein
Bekenntnis zur freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung ab und erklärt, dass er keine Bestrebungen verfolgt
oder verfolgt hat, die sich gegen die verfassungsmäßige
Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland richten.
Diese Loyalitätserklärung ist umfangreicher und weit
reichender als die im Gesetzentwurf vorgesehene Eides-

formel. Sie zielt jedoch in die gleiche Richtung und
macht daher eine entsprechende Regelung über eine
förmliche Eidesleistung überflüssig.

l Die Verpflichtung des „einfachen“ Staatsbürgers zur Ab-
legung eines Eides auf die Einhaltung der Verfassung und
der Gesetze der Bundesrepublik Deutschland wäre in
Deutschland ein Novum, da bisher ein Eid auf die Ver-
fassung nur von öffentlich-rechtlichen Amtsträgern
(Regierungsmitglieder, Beamte, Richter, Berufssoldaten)
verlangt wird. Selbst von wehrpflichtigen Soldaten wird
lediglich ein Gelöbnis verlangt, unabhängig von der
Frage, ob Glaubensgründe einem Eid entgegenstehen.
Einbürgerungsbewerber sollen dagegen nach dem Ge-
setzentwurf zwingend einen Eid ablegen. Lediglich wer
sich aus religiösen Gründen an einer Eidesleistung gehin-
dert sieht, soll ein Gelöbnis gleichen Inhalts abgeben.
Während der sog. Amtseid keine konstituierende, sondern
lediglich deklaratorische und bekräftigende Wirkung hat,
soll nach dem Gesetzentwurf der Eid sogar Einbürge-
rungsvoraussetzung sein. Es ist nicht ersichtlich, weshalb
die Treuepflicht von Einbürgerungsbewerbern zu Staat
und Verfassung noch über die der Amtsträger gestellt wer-
den soll, während gebürtigen Deutschen keine vergleich-
bare Pflicht auferlegt wird. Allein der Wechsel der Staats-
angehörigkeit kann eine solche Verpflichtung nicht
begründen, da Einbürgerungsbewerber bereits bestimmte
Voraussetzungen erfüllen, u. a. eine Loyalitätserklärung
abgeben müssen, um deutsche Staatsangehörige werden
zu können. Eine zusätzliche Loyalitätsbekundung durch
Ablegung eines Treueeides lässt sich daher nicht begrün-
den.

Auch der Vergleich mit anderen Staaten, die einen Ein-
bürgerungseid kennen (z. B. Österreich, USA), vermag
nicht zu überzeugen, da dort der Eidesleistung zum Teil
ganz andere Traditionen zugrunde liegen. Das noch aus
dem Jahre 1913 stammende Reichs- und Staatsangehö-
rigkeitsgesetz, auf dem das geltende Staatsangehörig-
keitsgesetz basiert, verlangte dagegen zu keinem Zeit-
punkt einen Einbürgerungseid.

Im Übrigen ist zu den einzelnen Regelungen inhaltlich und
rechtssystematisch Folgendes anzumerken:

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§10 Abs. 1)

Der Hinweis in § 10 Abs. 1 auf § 15 Abs. 1 soll deut-
lich machen, dass es sich bei Verpflichtung zur Eides-
leistung um eine weitere Anspruchsvoraussetzung han-
delt (s. Begründung zu Artikel 1 Nr. 1). Dies steht
jedoch im Widerspruch zum Standort der Regelung in-
nerhalb des StAG und der Begründung im allgemeinen
Teil, die auf eine Verfahrensregelung schließen lassen.

Der Gesetzesentwurf lässt auch weitgehend offen, ob
die Eidesleistung außer für die Anspruchseinbürgerung
nach § 10 auch als Voraussetzung für alle anderen Ein-
bürgerungen nach dem StAG gelten soll.
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2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 15)
Soweit § 15 als Anspruchsvoraussetzung für die Ein-
bürgerung gelten soll, ist sein Verhältnis zu § 10 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 (Loyalitätserklärung) nicht geklärt.
Beides sind Einbürgerungsvoraussetzungen, die den
gleichen Tatbestand (Treuebekenntnis zur staatlichen
Gemeinschaft) betreffen. Es handelt sich daher bei § 15
um eine überflüssige Doppelregelung.
Im Übrigen ergibt sich der mit dem Gesetzentwurf ver-
folgte Zweck einer feierlichen Veranstaltung nicht un-
mittelbar aus dem Gesetzeswortlaut des § 15, sondern
lediglich aus der nicht verbindlichen Begründung des
Gesetzentwurfs im allgemeinen Teil. Nach dem Geset-
zeswortlaut ist es daher offen, in welchem Rahmen der
Eid oder das Gelöbnis abzulegen ist. Er könnte daher
auch in den Amtsräumen der Staatsangehörigkeitsbe-
hörde abgeleistet werden, obwohl dies nach der Geset-
zesbegründung gerade ausgeschlossen sein soll.
Die Ermächtigungsregelung in § 15 Abs. 2 Satz 2
weicht von der Ermächtigungsregelung in § 16 Abs. 1
Satz 2 ab, obwohl sie den gleichen Regelungsgegen-
stand betrifft.

3. Zu Artikel 2
Nach der Begründung soll zwischen Verkündung und
Inkrafttreten „ein angemessener Zeitraum“ zur Umset-
zung des Gesetzes durch die Länder bestehen. Da ein
genaues Datum für das Inkrafttreten des Gesetzes ins-
gesamt nicht genannt wird, kommt hier jedoch die Re-
gelung des Artikels 82 Abs. 1 Satz 2 GG zur Anwen-
dung, nach der das Gesetz mit dem vierzehnten Tage
nach Ablauf des Tages der Ausgabe des Bundesgesetz-
blattes in Kraft tritt.
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